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1. Instanz

Aktenzeichen S 11 RJ 1250/01 A
Datum 15.11.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 R 67/03
Datum 25.10.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 15.
November 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist der Anspruch des KlÃ¤gers auf eine Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit, hilfsweise auf eine Rente wegen Erwerbsminderung.

Der KlÃ¤ger, der 1943 geboren und StaatsangehÃ¶riger der Republik Kroatien ist,
hat in seinem Herkunftsland von August 1960 bis Juni 1970 mit Unterbrechungen
sowie von April 1985 bis September 1998 versicherungspflichtig gearbeitet. In der
Bundesrepublik Deutschland weist er Pflichtbeitragszeiten von Juni 1970 bis Juni
1984 auf.

Der KlÃ¤ger gibt an, in seiner Heimat drei Jahre die Berufsschule besucht und den
Beruf des Maurers erlernt zu haben. In Deutschland arbeitete er bei der A. AG von
Juni 1970 bis April 1974 als FlieÃ�bandarbeiter und ab Mai 1974 bis Mai 1985 als
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OberflÃ¤chenbearbeiter im Karosseriebau. Er legte beim Deutschen Verband fÃ¼r
SchweiÃ�technik e.V. nach einem EinfÃ¼hrungslehrgang von 80 Stunden und
einem Aufbaulehrgang von 140 Stunden im Jahre 1972 eine AbschlussprÃ¼fung im
Gasschmelz-SchweiÃ�en ab. Die A. AG gab an, der KlÃ¤ger habe eine angelernte
TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt. Die Anlernzeit habe sechs bis acht Wochen gedauert.
Aufgabenfeld des KlÃ¤gers sei gewesen, durch Richten, Feilen, Schleifen und
LÃ¶ten Beanstandungen an der OberflÃ¤che der Karosse abzuarbeiten, damit diese
habe lackiert werden kÃ¶nnen. Nach der RÃ¼ckkehr des KlÃ¤gers in seine Heimat
im Jahre 1985 arbeitete er als Kraftfahrer. Seit dem 16.09.1998 bezieht er dort
Invalidenrente der ersten Kategorie.

Mit Bescheid vom 14.05.2001 und Widerspruchsbescheid vom 25.09.2001 lehnte
die Beklagte den am 17.07.1998 gestellten Antrag auf Zahlung von Rente wegen
verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit bzw. wegen Erwerbsminderung mit der
BegrÃ¼ndung ab, der Versicherte habe keinen Anspruch auf Rente, weil er nach
den zu seinem Gesundheitszustand und beruflichen LeistungsvermÃ¶gen sowie zu
seinem beruflichen Werdegang getroffenen Feststellungen nicht wenigstens
berufsunfÃ¤hig sei. Gesundheitszustand und berufliches LeistungsvermÃ¶gen
entnahm die Beklagte einem in Zagreb erstellten Gutachten vom 10.02.1999 und
weiteren medizinischen Unterlagen aus der Heimat des KlÃ¤gers sowie dem
Gutachten des Arztes fÃ¼r Innere Medizin, Sozialmedizin Dr.S. vom 24.04.2001 und
dem nervenÃ¤rztlichen Zusatzgutachten des Arztes fÃ¼r Psychiatrie Dr.A. vom
03.04.2001.

Mit der am 15.11.2001 zum Sozialgericht Landshut erhobenen Klage verfolgte der
KlÃ¤ger sein Begehren mit der BegrÃ¼ndung weiter, er sei auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt wegen starker EinschrÃ¤nkung der ErwerbsfÃ¤higkeit nicht mehr
einsetzbar. Er leide an pathologischen VerÃ¤nderungen an der WirbelsÃ¤ule, die
Arthrose sei weit fortgeschritten. Auf Grund seines depressiven Zustands sei er in
psychiatrischer Behandlung. Der KlÃ¤ger Ã¼bermittelte dazu medizinische
Befundberichte von Dr.Z. (Befundbericht vom 25.10.2001) und von Dr.K.
(Befundbericht vom 29.10.2001). Das Sozialgericht veranlasste die Begutachtung
des KlÃ¤gers durch die Ã�rztin fÃ¼r Psychiatrie, Psychotherapie, Sozialmedizin
Dr.M. (Gutachten vom 13.11.2002) und die Ã�rztin fÃ¼r Sozialmedizin Dr.T.
(Gutachten vom 13./14.11.2002), die bei der KlÃ¤gerin einen Bluthochdruck mit
beginnenden Umbauerscheinungen des Herzens, eine chronisch rezidivierende
Bronchitis ohne LungenfunktionseinschrÃ¤nkung, Adipositas bei Fett- und
HarnsÃ¤urestoffwechselstÃ¶rung, wirbelsÃ¤ulenabhÃ¤ngige Beschwerden und
rezidivierende Gelenkbeschwerden und eine rezidivierende, derzeit aber
erscheinungsfreie depressive StÃ¶rung diagnostizierten sowie nebenbefundlich
Gallensteine ohne Beschwerden feststellten. Der KlÃ¤ger wurde von Dr.T.
zusammenfassend fÃ¼r fÃ¤hig erachtet, unter den Ã¼blichen Bedingungen eines
ArbeitsverhÃ¤ltnisses, insbesondere ohne zusÃ¤tzliche Pausen, leichte Arbeiten in
wechselnder KÃ¶rperhaltung, zu ebener Erde, ohne Ã�berkopfarbeit und ohne
Stressbelastung vollschichtig zu verrichten. BeschrÃ¤nkungen des Anmarschwegs
zur ArbeitsstÃ¤tte bestÃ¼nden nicht. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne sich auf einfache
TÃ¤tigkeiten umstellen.
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Mit Urteil vom 15.11.2002 wies das Sozialgericht die Klage ab. Der KlÃ¤ger sei nicht
erwerbsunfÃ¤hig, weil er noch vollschichtig auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
tÃ¤tig sein kÃ¶nne. Es bestehe auch keine BerufsunfÃ¤higkeit, weil er zuletzt mit
einer nur kurzen Anlernzeit beschÃ¤ftigt gewesen sei und er deshalb keinen
Berufsschutz genieÃ�e. Wegen des vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gens bestehe
auch kein Anspruch auf eine Rente wegen Erwerbsminderung nach den ab
01.01.2001 geltenden Rechtsvorschriften.

Am 03.02.2003 ging die Berufung des KlÃ¤gers gegen dieses ihm am 03.12.2002
zugestellte Urteil beim Bayer. Landessozialgericht ein. Der Senat veranlasste eine
Begutachtung des KlÃ¤gers durch den Internisten Dr.E. , der einen arteriellen
Hypertonus mit hypertensiver Herzerkrankung, als GefÃ¤Ã�risikofaktoren Adipositas
zweiten Grades und eine leichte HyperlipidÃ¤mie feststellte sowie den Verdacht auf
rezidivierende Bronchitiden Ã¤uÃ�erte. Als Nebenbefunde nannte der
SachverstÃ¤ndige Gallensteine sowie Fettleber mit FettverteilungsstÃ¶rungen. Dr.E.
fÃ¼hrte aus, der KlÃ¤ger kÃ¶nne unter den Ã¼blichen Bedingungen eines
ArbeitsverhÃ¤ltnisses noch acht Stunden tÃ¤glich kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten im
Gehen, Stehen und Sitzen erbringen, wobei ein gelegentlicher Positionswechsel
gÃ¼nstig sei. Zu vermeiden seien TÃ¤tigkeiten mit Heben und Tragen von
schweren Lasten, mit hÃ¤ufigem BÃ¼cken und Zwangshaltungen sowie im Akkord.
Nicht zumutbar seien auch Arbeiten dauerhaft im Freien mit Einfluss von NÃ¤sse,
KÃ¤lte und Hitze sowie an ArbeitsplÃ¤tzen mit vermehrtem Staubanfall. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne FuÃ�wege von deutlich mehr als 500 m an einem StÃ¼ck in angemessener
Geschwindigkeit zurÃ¼cklegen, um die Entfernungen zwischen Wohnung,
Ã¶ffentlichem Verkehrsmittel und Arbeitsplatz vor Arbeitsbeginn und nach
Arbeitsende zu Ã¼berwinden. Im Wesentlichen werde das LeistungsvermÃ¶gen des
KlÃ¤gers durch die hypertensive Herzerkrankung bei arteriellem Hypertonus und die
Adipositas beeintrÃ¤chtigt. Hierdurch sei vor allem die kÃ¶rperliche Belastbarkeit
vermindert. Eine LungenfunktionseinschrÃ¤nkung, wie in den frÃ¼heren Befunden
nachgewiesen, habe sich zum Untersuchungszeitpunkt nicht feststellen lassen.
Insgesamt sei eher von einer Befundbesserung auszugehen, zumal kaum Ã¼ber
akute Beschwerden geklagt worden sei und auch keine FunktionsstÃ¶rungen zu
erkennen gewesen seien, z.B. im Bereich des StÃ¼tz- und Bewegungsapparates.
Die vom KlÃ¤ger in den Vordergrund gerÃ¼ckte neurologische Symptomatik
(NervositÃ¤t, Unruhe, AngstzustÃ¤nde und Schwindel) sei bereits im Rahmen der
Vorgutachten vorhanden gewesen. Bei der aktuellen Untersuchung und
entsprechend einem vorgelegten neurologischem Befund aus Kroatien vom
27.04.2005 hÃ¤tten keine eindeutig pathologischen Befunde erhoben werden
kÃ¶nnen. Es kÃ¶nne auf die sozialmedizinische Beurteilung des nervenÃ¤rztlich-
psychiatrischen Vorgutachtens von Dr.M. verwiesen werden. Auf Grund der
festgestellten internistischen Erkrankung seien durchaus auch kurzzeitig
mittelschwere TÃ¤tigkeiten unter den genannten qualitativen EinschrÃ¤nkungen
mÃ¶glich.

Der in der mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht anwesende und auch nicht vertretene
KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des
Sozialgerichts Landshut vom 15.11.2002 sowie des Bescheides vom 14.05.2001 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 25.09.2001 zu verurteilen, ihm auf
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Grund seines Antrages vom 17.07.1998 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit,
hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit, weiter hilfsweise eine Rente wegen
Erwerbsminderung zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen des Vorbringens der Beteiligten im Einzelnen und zur ErgÃ¤nzung des
Tatbestandes wird im Ã�brigen auf den Inhalt der beigezogenen Akten der
Beklagten und des Sozialgerichts Landshut, der Akte des Bayer.
Landessozialgerichts sowie auf den Inhalt der vorbereitenden SchriftsÃ¤tze Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Das Urteil des Sozialgerichts Landshut
vom 15.11.2002 ist nicht zu beanstanden, weil der KlÃ¤ger gegen die Beklagte
keinen Anspruch auf Rente wegen Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit und auch
keinen Anspruch auf eine Rente wegen Erwerbsminderung hat.

Ein Anspruch des KlÃ¤gers auf Versichertenrente wegen Berufs- oder
ErwerbsunfÃ¤higkeit ist wegen der Antragstellung vor dem 31.03.2001 an den
Vorschriften des SGB VI in der bis 31.12.2000 geltenden Fassung (a.F.) zu messen,
weil geltend gemacht ist, dass ein Anspruch bereits seit einem Zeitpunkt vor dem
01.01.2001 bestehe (vgl. Â§ 300 Abs.2 SGB VI). MaÃ�gebend sind aber auch die
Vorschriften des SGB VI in der ab 01.01.2001 geltenden Fassung (n.F.), soweit
sinngemÃ¤Ã� hilfsweise vorgetragen ist, dass jedenfalls ein Anspruch auf Rente
wegen Erwerbsminderung seit einem Zeitpunkt nach dem 31.12.2000 gegeben sei
(vgl. Â§ 300 Abs.1 SGB VI).

Das Sozialgericht Landshut hat bei dem KlÃ¤ger zutreffend einen Anspruch auf
Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit fÃ¼r nicht gegeben erachtet, weil
bereits die Voraussetzungen eines Anspruchs auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit
gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs.1 SGB VI a.F. nicht gegeben sind. Nach Â§ 43 Abs.2 SGB VI a.F.
sind nur solche Versicherte berufsunfÃ¤hig, deren ErwerbsfÃ¤higkeit aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von gesunden
Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und
FÃ¤higkeiten gesunken ist (Â§ 43 Abs.2 Satz 1 SGB VI a.F.). Der Kreis der
TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit von Versicherten zu beurteilen ist,
umfasst hierbei alle TÃ¤tigkeiten, die ihren KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen
und ihnen unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs ihrer Ausbildung
sowie ihres bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen ihrer bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen (Â§ 43 Abs.2 Satz 2 SGB VI a.F.).
BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben
kann, wobei die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen ist (Â§ 43
Abs.2 Satz 4 SGB VI a.F.).

Die Ermittlungen des Sozialgerichts sowie ergÃ¤nzend dazu des Senats haben
ergeben, dass zwar das berufliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers durch
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GesundheitsstÃ¶rungen auf psychiatrischem, orthopÃ¤dischem und internistischem
Gebiet eingeschrÃ¤nkt ist. Er ist aber in der Lage, noch leichte kÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeiten im Gehen, Stehen und Sitzen bei gelegentlichem Positionswechsel zu
erbringen. Zu vermeiden sind lediglich TÃ¤tigkeiten mit Heben und Tragen von
schweren Lasten, mit hÃ¤ufigem BÃ¼cken und Zwangshaltungen, im Akkord,
dauerhaft im Freien mit Einfluss von NÃ¤sse, KÃ¤lte und Hitze sowie an
ArbeitsplÃ¤tzen mit vermehrtem Staubanfall. BeschrÃ¤nkungen des
Anmarschweges zur ArbeitsstÃ¤tte liegen nicht vor, weil der KlÃ¤ger die
durchschnittlich erforderlichen FuÃ�wege zurÃ¼cklegen kann (vgl. BSG SozR
3-2200 Â§ 1247 Nr.10). Dieses berufliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers ergibt
sich aus den Gutachten von Dr.E. , Dr.M. und Dr.T â�¦

Das berufliche LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers ist im Wesentlichen durch die
vorliegende hypertensive Herzerkrankung bei arteriellem Hypertonus und die
Adipositas beeintrÃ¤chtigt. Bei Einnahme blutdrucksenkender Medikamente und in
Ruhe liegen die Blutdruckwerte im Normbereich und unter Belastung steigen sie
rasch, wobei sich eine leichte hypertensive Blutdruckreaktion nachweisen lÃ¤sst.
Dem Ruhe-EKG sind keine Hypertrophiezeichen zu entnehmen, allerdings bestÃ¤tigt
der echokardiographische Befund eine hypertensive Herzerkrankung. Zeichen einer
manifesten kardialen Insuffizienz konnte Dr.E. aber nicht feststellen. Eine Dyspnoe
als Ausdruck einer Belastungsinsuffizienz wurde von dem KlÃ¤ger bei einer
Belastung bis 100 Watt nicht angegeben. Bei der Untersuchung waren auch keine
Stauungszeichen Ã¼ber der Lunge zu hÃ¶ren. Ebenso lagen keine venÃ¶sen
Einflussstauungen oder BeinÃ¶deme vor.

Die sozialmedizinische Bewertung des Hochdruckleidens beurteilt sich nach der
Einstellbarkeit des Blutdrucks und den bereits vorhandenen Komplikationen. Nach
den AusfÃ¼hrungen von Dr.E. kann bei dem KlÃ¤ger der Blutdruck eingestellt
werden. Somit orientiert sich die Bewertung allein an der Komplikation der
hypertensiven Herzerkrankung, die bei hÃ¶herer als der bei der Untersuchung
erreichten kÃ¶rperlichen Belastung zu einer Belastungsinsuffizienz fÃ¼hren kann.
Dr.E. weist aber darauf hin, dass hier unter BerÃ¼cksichtigung des arteriellen
Hypertonus mit hypertensiver Herzerkrankung unter Therapie von einem
LeistungsvermÃ¶gen nicht nur fÃ¼r leichte, sondern sogar bis kurzzeitig
mittelschwere TÃ¤tigkeiten auszugehen ist. Eine EinschrÃ¤nkung des quantitativen
LeistungsvermÃ¶gens ist aber jedenfalls wegen dieser GesundheitsstÃ¶rung nicht
zu begrÃ¼nden.

Eine EinschrÃ¤nkung des beruflichen LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers wird auch
durch die Adipositas zweiten Grades hervorgerufen. Sie stellt allein einen deutlichen
GefÃ¤Ã�risikofaktor dar und ist somit therapiebedÃ¼rftig. Die von Dr.E.
festgestellte ergometrische Leistungsbegrenzung auf 100 Watt kÃ¶nnte zum Teil
auch durch diese GesundheitsstÃ¶rung bedingt sein. Eine restriktive
VentilationsstÃ¶rung, die bei einer Adipositas hÃ¤ufig zu finden ist, liegt bei dem
KlÃ¤ger jedoch nicht vor. Auch sonstige Komplikationen der Adipositas konnten
nicht festgestellt werden, insbesondere war bei der Untersuchung eine pulmonale
Hypertonie auszuschlieÃ�en. Ebenso waren keine BlutbildverÃ¤nderungen im Sinne
einer Polyglobulie nachzuweisen. Die auffÃ¤llige Blutbildkonstellation, die

                               5 / 8

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2200%20§%201247%20Nr.10
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2200%20§%201247%20Nr.10


 

entsprechend der EinschÃ¤tzung von Dr.E. an eine Minorform der ThalassÃ¤mie
denken lÃ¤sst, ist wegen der milden Verlaufsform ohne sozialmedizinische
Relevanz. Auch die HyperlipidÃ¤mie fÃ¼hrt zu keinen sozialmedizinischen
Konsequenzen. Eine HyperurikÃ¤mie, wie sie noch im Gutachten von Dr.T.
angesprochen ist, konnte Dr.E. bei seiner Untersuchung nicht mehr feststellen. Auch
aus der in der Vergangenheit getroffenen Diagnose einer obstruktiven chronischen
Bronchitis ergeben sich sozialmedizinisch keine Folgerungen. Bei der Begutachtung
durch Dr.T. wurden zwar vom KlÃ¤ger bronchitische Beschwerden bei KÃ¤lte sowie
eine belastungsabhÃ¤ngige Atemnot angegeben. Der Auskultationsbefund war aber
unauffÃ¤llig und unter Belastung kam es zu einem guten Anstieg des
Sauerstoffpartialdrucks. Lediglich rÃ¶ntgenologisch zeigten sich geringe
peribronchitische Einlagerungen. Bei der Untersuchung durch Dr.E. lagen keine
Symptome vor, die auf eine chronische Bronchitis hindeuten. Die
Lungenauskultation zeigte sich unauffÃ¤llig und die LungenfunktionsprÃ¼fung
ergab normale Werte. Dr.E. Ã¤uÃ�ert dementsprechend nur auf Grund der
Vorbefunde den Verdacht auf rezidivierende Bronchitiden. Allein um hier Rezidive
nicht zu provozieren, sind deshalb TÃ¤tigkeiten bei vermehrtem Staubanfall zu
vermeiden. Im Ã�brigen besteht bei dem KlÃ¤ger eine Fettleber, Hinweise fÃ¼r eine
nutritiv-toxische SchÃ¤digung speziell durch Alkohol ergaben sich jedoch bei
normalen Leberwerten nicht. Es bestehen lediglich Hinweise fÃ¼r eine
FettverteilungsstÃ¶rung. Der symptomfreie Gallenblasenstein ist sozialmedizinisch
ohne Bedeutung.

Eine wesentliche EinschrÃ¤nkung auf Grund orthopÃ¤discher
GesundheitsstÃ¶rungen besteht nicht. Bereits im Gutachten von Dr.T. wird auf eine
gewisse Belastung des Bewegungsapparates wegen des Ã�bergewichts
hingewiesen. Eine erhebliche EinschrÃ¤nkung des Bewegungsapparates ergibt sich
jedoch nicht. Insofern wird auf die AusfÃ¼hrungen im Urteil des Sozialgerichts
hingewiesen. Bei der Untersuchung durch Dr.E. gab der KlÃ¤ger keine Schmerzen
von Seiten des StÃ¼tz- und Bewegungsapparates an. Bei der orientierenden
Untersuchung waren keine EinschrÃ¤nkungen der Beweglichkeit zu erkennen.

Der neurologische Befund vom 27.04.2005 von Dr.G. , den der KlÃ¤ger Dr.E.
vorlegte, fÃ¼hrt zu keiner abweichenden EinschÃ¤tzung. Dr.G. beschreibt ein
allgemeines SchwÃ¤chegefÃ¼hl bei unauffÃ¤lligem neurologischem Status,
StrÃ¶mungsgerÃ¤usche Ã¼ber den Karotiden fehlten, lediglich der Romberg zeigte
sich leicht oszillierend. Psychische AuffÃ¤lligkeiten ergaben sich jedoch im Rahmen
dieser Untersuchung nicht. Insgesamt ergibt sich daraus keine Bewertung, die von
der von Dr.M. vorgenommen Beurteilung abweicht. Die neurologische Untersuchung
durch Dr.M. war unauffÃ¤llig. Psychopathologisch erschien zwar der KlÃ¤ger wie
auch bei der Untersuchung durch Dr.E. innerlich angespannt und nervÃ¶s. Hinweise
fÃ¼r ein organisches Psychosyndrom fanden sich jedoch nicht. Zwar ist den Akten
zu entnehmen, dass bei dem KlÃ¤ger depressive Phasen unterschiedlicher
AusprÃ¤gung auftraten und deshalb auch stationÃ¤re Aufnahmen erforderlich
waren, es fand sich jedoch kein Anhalt fÃ¼r eine depressive Erkrankung. Damit
kann lediglich von einer leichtgradigen EinschrÃ¤nkung der psychischen und
nervlichen Belastbarkeit ausgegangen werden, die das vollschichtige
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers nicht beeintrÃ¤chtigt.
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Weiterer Gesichtspunkt fÃ¼r die Feststellung von BerufsunfÃ¤higkeit ist der
Hauptberuf des Versicherten, bei dessen Bestimmung grundsÃ¤tzlich von der
zuletzt ausgeÃ¼bten versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit
auszugehen ist (vgl. KassKommNiesel, Â§ 43 SGB VI Rdnr.21 n.w.N.). Der KlÃ¤ger
war von Juni 1970 bis April 1974 als Bandarbeiter bei der A. AG beschÃ¤ftigt. Ab Mai
1974 wurde er als OberflÃ¤chenbearbeiter im Karosseriebau eingesetzt. Diesen
Beruf kann der KlÃ¤ger wegen der GesundheitsstÃ¶rungen auf internistischem
Gebiet nicht mehr vollwertig ausÃ¼ben, insbesondere aufgrund der dadurch
verminderten kÃ¶rperlichen Belastbarkeit. Auch ist dem KlÃ¤ger die TÃ¤tigkeit an
ArbeitsplÃ¤tzen mit vermehrtem Staubanfall, wie sie bei der Bearbeitung der
OberflÃ¤che von Autokarossen anfallen, nicht mehr zumutbar. Obwohl der KlÃ¤ger
diesen Beruf nicht mehr ausÃ¼ben kann, ist er dennoch nicht berufsunfÃ¤hig. Denn
BerufsunfÃ¤higkeit liegt erst dann vor, wenn auch die Verweisung auf andere
BerufstÃ¤tigkeiten aus gesundheitlichen GrÃ¼nden oder sozial nicht mehr
zumutbar ist (BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr.138). Die soziale Zumutbarkeit einer
VerweisungstÃ¤tigkeit beurteilt sich nach der sozialen Wertigkeit des bisherigen
Berufs. Um diese zu beurteilen, hat das Bundessozialgericht die Berufe der
Versicherten in Gruppen eingeteilt. Diese Berufsgruppen sind ausgehend von der
Bedeutung, die Dauer und Umfang der Ausbildung fÃ¼r die QualitÃ¤t eines Berufs
haben gebildet worden. Nach dem so genannten Mehrstufenschema ist der KlÃ¤ger
allenfalls der Gruppe mit dem Leitberuf des angelernten Arbeiters des unteren
Bereichs (Ausbildungs- oder Anlernzeit von drei Monaten bis zu einem Jahr)
zuzuordnen (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr.45). Zwar gab der letzte Arbeitgeber
an, die Anlernzeit habe nur sechs bis acht Wochen gedauert. Zu berÃ¼cksichtigen
ist jedoch auch der EinfÃ¼hrungslehrgang und der Aufbaulehrgang von 80 bzw. 140
Stunden im Jahr 1972, welche der KlÃ¤ger erfolgreich mit der AbschlussprÃ¼fung
im Gasschmelz-SchweiÃ�en bestanden hat. Als angelerntem Arbeiter des unteren
Bereichs ist dem KlÃ¤ger die Verweisung auf praktisch alle, auch ungelernte
BerufstÃ¤tigkeiten sozial zumutbar, denen er kÃ¶rperlich, geistig und seelisch
gewachsen ist. Der Benennung eines konkreten Verweisungsberufs bedarf es
grundsÃ¤tzlich nicht. Auch liegt bei dem KlÃ¤ger weder eine Summierung
ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen noch eine schwere spezifischer
Leistungsbehinderung vor, die ausnahmsweise die Benennung einer konkreten
VerweisungstÃ¤tigkeit auch bei einem Versicherten erforderlich machen wÃ¼rde,
der der Gruppe mit dem Leitberuf des angelernten Arbeiters des unteren Bereichs
zuzuordnen ist. Die Beantwortung der Frage, ob dem KlÃ¤ger ein Arbeitsplatz in
Deutschland tatsÃ¤chlich vermittelt werden kann, kann dahin gestellt bleiben, weil
bei vollschichtig einsatzfÃ¤higen Versicherten der Arbeitsmarkt als offen anzusehen
ist und das Risiko der Arbeitsvermittlung von der gesetzlichen
Arbeitslosenversicherung und nicht von der gesetzlichen Rentenversicherung zu
tragen ist.

Der KlÃ¤ger, der keinen Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit hat, hat
auch keinen Anspruch auf Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs.1
SGB VI a.F., denn ein Versicherter ist nicht erwerbsunfÃ¤hig, wenn er wie der
KlÃ¤ger irgend eine BerufstÃ¤tigkeit noch vollschichtig ausÃ¼ben kann. Auch hat
der KlÃ¤ger nach den Â§Â§ 43, 240 SGB VI n.F. keinen Anspruch auf eine Rente
wegen Erwerbsminderung, weil danach ein solcher Anspruch dann ausgeschlossen
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ist, wenn ein Versicherter wie der KlÃ¤ger einen zumutbaren anderen Beruf als den
bisherigen wenigstens sechs Stunden tÃ¤glich ausÃ¼ben kann.

Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Invalidenrente nach kroatischem Recht fÃ¼hrt nicht
ohne weiteres dazu, dass er auch in Deutschland Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit bzw. Rente wegen Erwerbsminderung beanspruchen kÃ¶nnte.
Der Anspruch auf eine deutsche Rente ist unabhÃ¤ngig davon allein nach dem
deutschen Rechtsvorschriften und entsprechend den hiesigen sozialen
medizinischen GrundsÃ¤tzen festzustellen. Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus
dem zwischenstaatlichen Sozialversicherungsabkommen.

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom
15.11.2002 war somit zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 SGG zuzulassen, liegen nicht vor.

j

Erstellt am: 07.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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